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Aktuelle Analyse 
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Migrationskontrolle ohne Grenzkontrolle. 
Deutschland in der erweiterten EU* 

Andreas Müller 

Einleitung 

Entgegen allen Verlautbarungen und 
entgegen der Intention der Europäischen 
Verträge kristallisiert sich innerhalb der 
Europäischen Union ein Kerneuropa 
heraus und es konstituiert sich ein Span-
nungsfeld zwischen Kern- und Randstaa-
ten. Wie die Ereignisse im Frühjahr 2011 
in der Folge des Arabischen Frühlings, 
insbesondere die französisch-italieni-
schen Auseinandersetzungen über den 
Umgang mit Flüchtlingen aus Nordafrika 
verdeutlichen, ist gerade der Bereich der 
Migrationskontrolle ein Politikfeld, auf 
dem sich dieses Spannungsverhältnis 
manifestiert. 

Die Situation der kerneuropäischen 
Staaten lässt sich dabei idealtypisch am 
Beispiel Deutschlands illustrieren. Hier 
lässt sich aufzeigen, wie die geografische 
im Lage im Zentrum der Europäischen 
Union und damit inmitten anderer 
Schengen-Staaten die Umsetzung der na-
tionalen Migrationspolitik beeinflusst 
und wie sich dieser Einfluss auf die deut-
sche Position zur Gestaltung der EU-
Außengrenze niederschlägt. 

Um diesen Zusammenhang aufzuzei-
gen werden in einem ersten Schritt die 
Determinanten der deutschen Zuwande-
rungspolitik herausgearbeitet, um an-
schließend die Schwierigkeiten bei der 

unilateralen Umsetzung dieser Politik zu 
beleuchten. Ausgehend hiervon wird 
dann der Fokus erweitert und der Frage 
nachgegangen, inwiefern die Einbettung 
in den Schengen-Raum sowie die damit 
zusammenhängende Koordination der 
Migrations- und Asylpolitik die Durch-
setzung der deutschen Migrationspolitik 
beeinflusst.   

Ein migrationpolitischer 
Richtungswechsel gegen 
Bevölkerungsinteressen 

Seit dem Jahr 2000, ausgelöst durch die 
Ankündigung des damaligen Bundes-
kanzlers Schröder, Green Cards für IT-
Spezialisten einzuführen, wird in 
Deutschland über eine Öffnung der Zu-
wanderungspolitik sowie des Arbeits-
marktes für Nicht-EU-Staatsbürger dis-
kutiert. Damit verabschiedete sich die 
Bundesregierung erstmals von der lange 
gepflegten, kontrafaktischen Einschät-
zung, Deutschland sei kein Einwande-
rungsland. Der damalige Kurswechsel 
stellte jedoch nicht nur eine realistischere 
Einschätzung des tatsächlichen Migrati-
onsbestands und seiner Unumkehrbarkeit 
dar, sondern gleichzeitig entfernten sich 
damit die politischen Eliten von den 
migrationspolitischen Wunschvorstel-

Andreas Müller 
Wissenschaftlicher Mit-
arbeiter für das Europäi-
sche Migrationsnetzwerk 
(EMN) beim Bundesamt 
für Migration und 
Flüchtlinge. Arbeits-
schwerpunkte: Europäi-
sche Grenz- und Migra-
tionspolitik Europäische 
Integration Politische So-
ziologie 
Er veröffentlichte u.a. 
Subversion am Rande. 
Grenzverletzungen im 
20. und 21. Jahrhundert, 
herausgegeben zusam-
men mit Monika 
Eigmüller, Leipzig, 2008



10     Andreas Müller 

lungen eines Großteils der deutschen 
Bevölkerung.  

Dem postulierten Paradigmenwechsel 
zu Grunde liegen die sich abzeichnenden 
ökonomischen und sozialpolitischen 
Auswirkungen einer alternden Bevölke-
rungsstruktur. Kurz- bis mittelfristig 
macht sich der Rückgang der Geburten 
bei lediglich mäßiger Produktivitätsstei-
gerung und einer zunehmenden Verren-
tung als Fachkräftemangel ökonomisch 
bemerkbar und muss politisch gegenge-
steuert werden, wofür vor allem drei 
Gründe verantwortlich sind. Zum Ersten, 
weil angenommen wird, dass sich der 
Fachkräftemangel aufgrund der damit 
einhergehenden unbesetzten Stellen ne-
gativ auf die Steuereinnahmen des Staa-
tes auswirkt. Zweitens wird angenom-
men, dass auch die volkswirtschaftliche 
Leistung als Ganze unter dem Fachkräf-
temangel leidet und sich Standortnachtei-
le im globalen Wettbewerb einstellen. 
Drittens wird angenommen, dass die Be-
hebung des Fachkräftemangels auch eine 
Sogwirkung auf den Bereich gering qua-
lifizierter Arbeitsplätze entwickelt und 
auch hier entsprechende Arbeitsplätze 
schaffen würde (Unabhängige Kommis-
sion „Zuwanderung“ (UKZ), 2001).  
Dabei zeichnet sich jedoch ab, dass poli-
tisch relativ opportune Maßnahmen, wie 
die Ausweitung der Hochschulbildung 
und die Stärkung der Frauenerwerbstä-
tigkeit den langfristigen Rückgang an 
Fachkräften nicht aufhalten können. So-
mit wird eine Öffnung des Arbeitsmark-
tes ökonomisch und politisch notwendig. 
Verstärkt wird der Druck des demografi-
schen Wandels in Richtung einer migra-
tionspolitischen Öffnung noch durch die 
sozialpolitischen Konsequenzen der Al-
terung, die langfristig das Verhältnis von 
Beitragszahlern zu Beitragsempfängern 
schrumpfen lässt und so die Nachhaltig-
keit des deutschen Rentensystems ge-
fährdet. Somit produziert die alternde 
Bevölkerung institutionellen Druck für 
eine offenere Zuwanderungspolitik, dem 
sich das politische System nicht entzie-
hen kann. Sozialpolitische und arbeits-

marktbezogene Faktoren sind jedoch 
nicht die einzigen Einflussgrößen für die 
deutsche Zuwanderungspolitik. Entge-
gen den institutionellen Erfordernissen 
steht die Bevölkerung einer Ausweitung 
der Zuwanderungsmöglichkeiten mehr-
heitlich skeptisch bis ablehnend gegen-
über, so sprachen sich zwischen 1991 
und 2001 mehr oder weniger konstant 
etwa 60 Prozent der deutschen Bevölke-
rung für eine Einschränkung der Zuwan-
derungsmöglichkeiten aus, während etwa 
20 Prozent für einen vollständigen Ein-
wanderungsstopp votierten (Statistisches 
Bundesamt, 2002, S. 561). Auch neuere 
Zahlen bestätigten diese Einschätzung 
(Heitmeyer, 2006, 2007). Die negative 
Grundstimmung gegenüber Zuwande-
rern befördert dann auch das Entstehen 
politischer Kampagnen, wie die Beispie-
le Koch, Rüttgers und jüngst Sarrazin 
belegen, ist politisch ausbeutbar und übt 
einen starken Druck für eine restriktivere 
Migrationspolitik aus und muss entspre-
chend bedient werden. Folglich ist die 
deutsche Migrationspolitik den wider-
sprüchlichen Erwartungen ausgesetzt, 
Zuwanderung sowohl zu fördern als auch 
zu begrenzen, und kann sich weder den 
institutionellen Imperativen, noch der 
Bevölkerungsmeinung entziehen. Beide 
Anforderungen zusammen resultieren 
dann in höheren Anforderungen nach ei-
ner selektiven Migrationspolitik, da die 
(stillschweigende) Zustimmung der Be-
völkerung zur Öffnung des Arbeits-
markts durch die Schließung anderer Mi-
grationskanäle, etwa beim Familienzu-
zug oder bei der Aufnahme Asylsuchen-
der erkauft werden muss. Somit steht die 
deutsche Migrationspolitik unter dem 
Zugzwang, stärker zwischen erwünsch-
ter und unerwünschter Migration zu un-
terscheiden und diesen Unterschied um-
zusetzen. Der Unterschied zwischen er-
wünschter und unerwünschter Migration 
ist dabei nicht gleichbedeutend mit dem 
Unterschied zwischen legaler und illega-
ler Migration, da es sich sowohl beim 
Familienzuzug als auch beim Asyl um 
legale Migrationskanäle handelt. Eine 
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Einschränkung dieser Migrationsformen 
hätte jedoch denkbar geringe ökonomi-
sche Auswirkungen, würde dafür aber 
dem Willen der Bevölkerung entspre-
chen. 

Die Delegation humanitärer 
Verantwortung innerhalb der 
EU 

Der Druck, Zuwanderungskanäle für un-
erwünschte Migranten zu schließen imp-
liziert neben verschärften Regeln beim 
Familienzuzug eine restriktivere Haltung 
gegenüber Asylsuchenden und Flücht-
lingen. Gerade diese Form der Migration 
lässt sich jedoch unilateral nur schwer 
kontrollieren, insofern ein unabhängiges 
Rechtssystem ein institutionelles Boll-
werk für eine restriktive Asylpolitik dar-
stellt. Zum einen muss eine Verschär-
fung des Aufenthalts- und Asylrechts po-
litisch durchgesetzt werden. Zum ande-
ren sind Migranten in Staaten mit einem 
unabhängigen Rechtssystem, sobald sie 
einmal das Territorium eines beliebigen 
Ziellands erreicht haben, in der Lage, 
Einschränkungen ihres Aufenthaltstitels, 
Ausweisungen und drohende Abschie-
bungen juristisch anzufechten (Joppke, 
1998, 1999). Insofern kommen zur poli-
tischen Einschränkung des Asylrechts 
noch praktische Probleme bei der unila-
teralen Verhinderung unerwünschter Mi-
gration dazu. Die Aberkennung oder 
Verweigerung eines legalen Status reicht 
hier nicht aus, wenn derjenige nicht frei-
willig ausreist. So muss in einem ersten 
Schritt die Nationalität des Abzuschie-
benden festgestellt werden und als zwei-
tes das Zielland überzeugt werden, dass 
es sich tatsächlich um einen Staatsange-
hörigen handelt, und die Bereitschaft zur 
Aufnahme geschaffen werden. Anschlie-
ßend gilt es zu überprüfen, ob Abschie-
behindernisse seitens des Ziellands, etwa 
die Einhaltung menschenrechtlicher 
Standards und des Refoulment-Verbots, 
oder der abzuschiebenden Person beste-
hen, und erst dann kann eine Abschie-

bung durchgeführt werden, wobei all 
diese Schritte wiederum vor Gericht an-
fechtbar sind. Aufgrund der im Rechts-
staat institutionalisierten Schutzmöglich-
keiten stehen liberale Staaten vor enor-
men Schwierigkeiten, im Alleingang po-
litisch unerwünschte Migration zu ver-
hindern.  

Anders gestaltet sich dagegen die 
Möglichkeit in der Zusammenarbeit mit 
Transitstaaten sowie in regionalen Staa-
tenverbunden. Im Zuge des Beitrittspro-
zesses der ostmitteleuropäischen Staaten 
haben sich die östlichen Nachbarstaaten 
Deutschlands von Transitländern in so-
genannte sichere Drittstaaten verwandelt 
(Lavenex, 1999), so dass Flüchtlinge, die 
über diese Länder nach Deutschland ein-
reisten, keinen Rechtsanspruch auf Asyl 
mehr geltend machen konnten. Seit dem 
EU-Beitritt im Jahr 2004 kommt dann 
darüber hinaus die Dublin-II Verordnung 
(Council Regulation (EC) No 343/2003) 
zur Anwendung, die auf EU-Ebene die 
Zuständigkeit für die Durchführung von 
Asylverfahren regelt und das sogenannte 
Verursacher-Prinzip einführt. Damit 
wird der Staat verantwortlich für das 
Asylverfahren, die Gewährung subsidiä-
ren Schutzes und die eventuelle Ab-
schiebung, der einem Flüchtling ein Vi-
sum ausgestellt hat oder dessen Grenze 
illegal überquert wurde. Gleichzeitig 
werden damit auch Abschiebungen in-
nerhalb des Schengen-Raums erleichtert, 
da sowohl mit erheblich geringeren juris-
tischen Hindernissen als auch mit gerin-
gerem Widerstand von Seiten des Ziel-
lands zu rechnen ist.  

Insofern ist die erweiterte EU für die 
deutsche Migrationspolitik gleichbedeu-
tend mit einem cordon sanitaire für un-
erwünschte Migranten, als humanitäre 
Verpflichtungen über die Dublin-II Ver-
ordnung an die Randstaaten der EU de-
legiert werden können. Ebenso entfällt 
das politische Problem, das gegenwärtige 
Asylrecht über die Drittstaatenregelung 
hinaus einzuschränken.  

Damit stellt die Zuständigkeitsvertei-
lung zwischen den Mitgliedstaaten der 



12     Andreas Müller 

EU für Asylsuchende einen zentralen 
Mechanismus dar, mit dem sich die Se-
lektivität der deutschen Migrationspolitik 
umsetzen lässt. Da die Randstaaten der 
EU für die humanitären Verpflichtungen 
gegenüber Schutzsuchenden zuständig 
werden sowie für die Gewährung von 
subsidiärem Schutz, kann Deutschland 
Migranten stärker nach den Kriterien des 
Arbeitsmarktes auswählen und so die Ef-
fizienz seiner Migrationspolitik unbeein-
trächtig von humanitären Verpflichtun-
gen steigern. Damit ermöglicht erst die 
Koordinierung der Asylpolitik auf euro-
päischer Ebene die Umsetzung einer se-
lektiven Migrationspolitik und die Durch-
setzung der Unterscheidung zwischen 
erwünschter und unerwünschter Migra-
tion.  

Europäisierung der 
Migrationskontrolle 

Die effektive Übertragung flüchtlingspo-
litischer Verantwortung an andere Mit-
gliedstaaten der EU steht in einer Wech-
selwirkung mit der Funktionsweise der 
EU-Außengrenze und bestimmt damit 
auch die deutsche Politik gegenüber der 
EU-Außengrenze. Die verstärkte Koor-
dinierung der Asylpolitik zwischen den 
EU-Mitgliedstaaten und die Institutiona-
lisierung der Zuständigkeit für individu-
elle Asylanträge ist dabei eine logische 
Konsequenz der Grenzöffnung in der 
EU. Entsprechend wurde die Verabschie-
dung der Dublin-II Verordnung auch als 
Teil der Schaffung eines „Raums der 
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ 
begriffen. Damit verlieren die Staaten im 
geografischen Kern der EU jedoch auch 
die Möglichkeit, Personenkontrollen an 
den Grenzen ihres jeweiligen Territori-
ums durchzuführen und sind somit für 
die Durchsetzung ihrer Migrationspolitik 
auf die Grenzkontrollen der EU-Rand-
staaten angewiesen. Dies stellt jedoch 
erhöhte Anforderungen an die Durchfüh-
rung dieser Kontrollen, als diese nicht 
mehr nur die Interessen des kontrollie-

renden Staates berücksichtigen müssen, 
sondern aller Mitgliedstaaten des Schen-
gen-Raums.    

Sowohl die unterschiedlichen migra-
tionspolitischen Vorstellungen der Mit-
gliedstaaten als auch die politischen, 
ökonomischen und administrativen Kos-
ten der Grenzsicherung legen jedoch na-
he, dass sich die Interessen der Randstaa-
ten hinsichtlich der Sicherung der EU-
Außengrenze substantiell von denen der 
Kernstaaten unterscheiden. Da somit 
keine Interessenkonvergenz zwischen 
Zentrum und Peripherie vorausgesetzt 
werden kann, die Migrationspolitik des 
Kerns jedoch von der Kontrollleistung 
der Peripherie abhängt, müssen die 
Kernstaaten sicherstellen, dass ihre Inte-
ressen, insbesondere die Beachtung ihrer 
Zuwanderungspolitik und Einreisekrite-
rien bei der Durchführung der Grenzkon-
trollen berücksichtigt werden. Als zent-
raler Mechanismus hat sich in diesem 
Zusammenhang die Überführung der 
Schengen Konvention in das Gemein-
schaftsrecht der EU herauskristallisiert, 
wodurch die Randstaaten zwar faktisch 
verantwortlich für die Kontrollen an den 
EU-Außengrenzen bleiben, die Art ihrer 
Durchführung jedoch auf europäischer 
Ebene geregelt wird.  

Das deutsche Interesse an der Über-
tragung von flüchtlingspolitischer Ver-
antwortung an die Randstaaten der EU 
beeinflusst die Durchlässigkeit der EU-
Außengrenze auf zweierlei Weise. Zum 
einen beruht die Effektivität dieses Ar-
rangements auf einer restriktiven Visa-
politik und zum anderen hat sie Implika-
tionen für die Kontrollpraxis der Rand-
staaten an der Außengrenze. 

Der erste Faktor resultiert direkt aus 
dem durch die Dublin-II Verordnung 
eingeführten Verursacher-Prinzip. Da die 
Randstaaten nur zur Durchführung des 
Asylverfahrens verpflichtet werden kön-
nen, wenn der Asylsuchende ihren Teil 
der EU-Außengrenze „illegal“ über-
schritten hat, setzt dies voraus, dass der-
jenige nicht im Besitz eines Visums ist, 
da andernfalls kein illegaler Grenzüber-
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tritt notwendig ist und dadurch der Staat, 
der das Visum ausgestellt hat, für die 
Durchführung des Asylverfahrens zu-
ständig ist. Folglich können die Vorteile 
des Dublin-Systems nur genutzt werden, 
wenn Kurzzeitvisa restriktiv vergeben 
werden. Aus diesem hohen Stellenwert, 
den die Visavergabe für die deutsche 
Migrationskontrolle hat, leitet sich auch 
die deutsche Haltung gegenüber der ge-
meinsamen Visumspolitik der EU ab. 
Während Deutschland bereits bei Fragen 
der Visaerleichterung sehr zurückhaltend 
ist, wird die Abschaffung der Visums-
pflicht nur unter besonderen, politisch 
begründeten Umständen in Erwägung 
gezogen. Die migrationspolitischen Be-
denken Deutschlands stehen hier den 
Erwägungen der EU-Kommission entge-
gen, mit der Abschaffung der Visums-
pflicht Anrainerstaaten für deren Zu-
sammenarbeit zur Migrationskontrolle zu 
belohnen. Während die EU-Kommission 
eine Einbeziehung der Anrainerstaaten 
als notwendig für ein effektives Kon-
trollsystem erachtet und ihnen zu diesem 
Zweck eine kalkulierte Grenzöffnung in 
Aussicht stellt, ist für Deutschland eine 
derartige Form der Kontrollverlagerung 
bereits erfolgt, da die Randstaaten der 
EU diese Aufgabe bereits übernehmen. 
Insofern erwächst auch für Deutschland 
kein zusätzlicher Kontrollgewinn aus ei-
ner Einbeziehung der EU-Anrainerstaa-
ten. Dagegen wird der Preis für diese 
Form der migrationspolitischen Zusam-
menarbeit als zu hoch angesehen: Hier 
würde eine Abschaffung der Visums-
pflicht die Vorteile des Dublin-Systems 
in Frage stellen, da es Asylsuchenden 
dadurch möglich wäre, über den Luft-
weg direkt nach Deutschland einzurei-
sen. Dagegen kann die direkte Einreise 
nach Deutschland unter Beibehaltung der 
Visapflicht effektiv kontrolliert werden. 
Somit hat das Dublin-System zwei Kon-
sequenzen für die Visavergabe: auf indi-
vidueller Ebene stellt es einen Anreiz für 
zurückhaltende Visavergabe dar, wäh-
rend es auf politischer Ebene zur Beibe-
haltung des Visumspflicht beträgt. 

Neben den Auswirkungen auf den 
Umgang mit Visa trägt das Dublin-Sys-
tem auch zur (Un-)Durchlässigkeit der 
EU-Außengrenze dar. Da es die Rand-
staaten im Fall eines irregulären Grenz-
übertritts dazu verpflichtet, das Asylver-
fahren durchzuführen, erwächst aus dem 
Verursacher-Prinzip ein starker Anreiz 
für ein dichtes Netz an Grenzkontrollen. 
Aufgrund der Vorteile, die Deutschland 
aus der Dublin-II Verordnung erwach-
sen, widersetzt sich Deutschland auch al-
len Versuchen, insbesondere der südli-
chen Mitgliedstaaten, die Zuständigkei-
ten für Asylsuchende neu zu verteilen. 
Obwohl nicht direkt beabsichtigt, trägt 
die deutsche Position dazu bei, dass die 
Randstaaten für eine Öffnung ihrer 
Grenzen und eine liberalere Kontrollpra-
xis bestraft werden. Vor allem kleinere 
und ökonomisch schwächere Staaten wie 
Griechenland und Malta, die aufgrund 
ihrer geografischen Lage überdurch-
schnittlich häufig Ersteintrittsland für 
Flüchtlinge in die EU sind, sehen sich 
dadurch unter Druck, mit besonders re-
pressiven Formen der Grenzsicherung 
und einer inhumanen Asylpolitik auf das 
Dublin-System zu reagieren. 

Fazit 

Im Schengen-Raum sind Zentrum und 
Peripherie der EU in einem gemeinsa-
men Mobilitätsraum vereint, jedoch mit 
unterschiedlichen migrationspolitischen 
Implikationen. Während jeder Mitglied-
staat souverän darüber entscheidet, unter 
welchen Bedingungen er Nicht-EU-Bür-
gern den Zugang zu eigenem Territorium 
und Arbeitsmarkt gestattet, wird die Um-
setzung dieser Politik in hohem Maße 
von den Randstaaten der EU getragen. 
Insofern profitieren zwar – zumindest 
theoretisch – alle Mitgliedstaaten glei-
chermaßen von den Kontrollen an den 
EU-Außengrenzen, die Kosten dieser 
Kontrollen fallen jedoch nur in den 
Randstaaten der EU an. Neben den ad-
ministrativen und politischen Kosten der 
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Grenzsicherung kommt noch das Dub-
lin-System und die damit einhergehende 
Zuständigkeit für Asylsuchende von au-
ßerhalb der EU hinzu.  

Betrachtet man jedoch die deutsche 
Perspektive, die stellvertretend für die 
Kernstaaten der EU stehen kann, wird 
ersichtlich, welche Interessen gegen eine 
Reformierung dieses Systems stehen. 
Hier wird deutlich, dass der Kern die Pe-
ripherie in migrationspolitischer Hinsicht 
vor allem als ein Mittel begreift, sich von 
humanitären Verpflichtungen zu befrei-
en. Konfrontiert mit einer zunehmenden 
Instabilität außerhalb der EU und Sys-
temumbrüchen in der arabischen Welt, 
wie im Frühjahr 2011, wird der Wider-
spruch zwischen Kern- und Randstaaten 
manifest. Erhält der Kern dabei seine 
Steuerungsansprüche gegen Migrations- 
und Fluchtbewegungen aufrecht, riskiert 
er jedoch langfristig die Stabilität des 
Schengen-Raums, wie der französisch-
italienische Disput über den Umgang mit 
tunesischen Flüchtlingen verdeutlicht 
hat. 

Anmerkung 

* Der Beitrag gibt die persönliche Auffas-
sung des Autors wieder und nicht die des 
Bundesamtes. 
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